
Evangelische Bekenntnissynode
im Rheinland

Die Geschäftsstelle

Essen,den 11.Oktober 1935
Reginenstr.47*

49* Rundschreiben«

(Nur für unsere Mitglieder )

I. Stellungnahme der Leitung der Bekennenden Kirche zu der Einsetzung
von I i r c h e h a u 's s o h ü B. B e n«

a) Reichsbruderrat t?0ilt une mit:

lf Wie öffentlich bekanntgegeben worden ist, hat der «Herr Reichs-
minister für die kirchlichen Angelegenheiten auf Grund des ihn; ermächtigen-
den Reichsgpsetzes vom 24. September 1935 am 3« Oktober 1935 <jine Verord-
nung erlassen, nach welcher der Herr Reichsminister einen Re i da skir chen-
aus schuß füg die Deutsche Ev. Kirche und einen LandeskirchcraA schuß , sowie
Provinz lallgir ohenaus sohüs s e für die Ev. Kirche der altpreußischen Union
bilden wird. Diesen Kirchenausschüssen wird die Vertretung und Leitung
der DEK, bzw. Evangelischen Kirche der altpreußischen Union übertragen.
Die Ernennung und Entlassung von Beamten der Kirche bedarf des Einverneh-
mens des Herrn Reichsminieters; die Befugnisse der Finanzabteilungen
ben unberührt.

Der Reichsbruderrat der DEK hat in seiner Tagung vom 8.und 9»
Oktober die Bedeutung dieser Verordnung für die Lage der DEK eingehend erb'r-*
tert und iŝ  zu folgenden Entschließungen gelangt:

1. Durch die Verordnung hat der Herr Reichsminister für die kirchli-
chen Angelegenheiten festgestellt, daß die bisherigen Inhaber des Kir*»
chenregi^ents in der DEK und in der Ev. Kirche der altpreujäischen Union
zu deren Vertretung und Leitung nicht mehr befugt erscheirien.
2. Wenn der Staat nun seinerseits selbst Kirchenausschüsse bestellt,

welche er in wichtigen Personalentscheidungen an seine Zustimmung bindet,
und durch die Befugnisse der Finanzabteilungen beschränkt, so begrenzen
sich die Rechten und Vollmachten dieser Ausschüsse nach Maßgab e des un̂
veräußerlichenGrundsatzes , daß die Leitung der Kirche als eine geist-
liehe Angel"fgoheit~an Schrift und Bekenntnis in Lehre und Handeln ge-
bunden ist und der Berufung durch die Kirche bedarf.
3. Daher bleiben die aus dem Bekenntnisrecht der Ev. Kirche in der Not-
zeit bestellten Organe der Leitung der DEK und der Landeskirchen in ih-
rem Amt. Sie stellen den staatlichen Kirchenausschüssen gegenüber die
vertretung und Leitung der Ev, Kirche dar. j
4. Der kirchlich gewiesene Weg für eine rechtliche Hilfe des Staates in
der gegenwärtigen Notlage der Kirche besteht darin, daß der Staat eine
Leitung bestätigt und bevollmächtigt, die von der Kirche selbst durch
ihre Organe vorgeschlagen wird. Demgemäß bittet der Reichsbruderrat die
Verlauf ige:'Leitung l der DEK, Verhandlungen mit dem Reichsminister für die
kirchlichen Angelegenheiten zu führen,
5. Wir können den Gliedern der Bekennenden Kirche nicht raten, sich in

die vorgesehenen Kirchenausschüase berufen zu lassen, solange die ge-
nannten kirchlichen Anforderungen nicht erfüllt sind. "

b) Der Altpreußische Bruderrat bittet uns mitzuteilen:

„ Auf Grund des Gesetzes zur Sicherung der DEK vom 24*9.1935
bildet der Herr Reichsminister für die kirchl. Angelegenheiten durch Ver
ordnung vom 3.10.1935 für die Evangelische Kirche dfr altpr. Union einen
Landeskirehenausschuß und Provinzialkirchenausschüs6e>
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Der Landeskirchenausschuß soll nach § 2,2 in Anwendung von §
1,2 der Verordnung die Evangelische Kirche der altpr. Union leiten und
vertreten, Verordnungen in den innerkirchlichen Angelegenheiten erlassen
und insbesondere die Grundsätze für die Arbeit der Dienststellen bestim-
men.

1.

Der Bruderrat der Evangelischen Kirche der altpr. Union stellt
fest, daß sowohl der Landeskirchenausschuß als auch die Provinzialkir-
chenausschüsse für ihre Amtsführi;_ng nicht an das Bekenntnis der Kirche
gebunden sind; Bindung an das Bekenntnis schließt ein, daß gegenüber der
Irrlehre die Beschlüsse der Bekenritnissynoden von Barmen und Dahlem Gel-
tung haben, durch die die Alleinherrschaft Jesu Christi über die Lehre
und Ordnung der Kirche bezeugt ist. Wir können darum diese Ausschüsse
nicht als Organe der Leitung und Vertretung der Kirche anerkennen.

Überdies werden die hier vorgesehenen Ausschüsse ohne Mitwirkung
der Kirche berufen und swar durch eine au3erkirchliche_ Instanz^ die nicht
an die" Heilige Schrift und an die Bekenntnisse" der "Kirche gebunden ist.
Sie sind deshalb Lediglich Hilfsorgane des Staates, deren Maßnahmen von
der Kirche an Schrift und Bekenntnis geprüft werden müssen.

Das; Amt der_l;irchliohcm Leitung liegt bei den Organen der Beken-
nenden_Kirche, weil sie "sich äa "die Bokenntnisgründlage'n" de'r Kirche ge-
bunden wei'ä" Die Bekennende Kirche hat um die Geltung des Bekenntnisses
Jahre hindurch geköpft; nur dadurch ist der Zerstörung der Kirche durch
die Irrlehre gewehrt worden. Sie hat Organe der Leitung gebildet, welche
durch das Vertrauen der Gemeinden berufen sind und sich geistliche Auto-
rität erworben haben. Die Vorläufige Leitung der DEK und die Bruderräte
haben ihre Verantwortung voll wahraunehmen_.

III.

Die Vorläufige Leitung der DES und die Bekenntnissynode der Ev.
Kirche der altpr. Union haben dem Herrn Reichsminister für die kirchl.
Angelegenheiten Vorschläge über den für die Kirche möglichen ffeg einer
Neuordnung unterbreitet. Der kirchlich gewiesene Weg für eine rechtliche
Hilfe des Staates besteht darin, "daß 'der''Staat ""eine'Leitung bestätigt und
bevollmächtigt, die von der Kirche selbst durch ihre Organe vorgeschlagen
wird. Der Bruderrat der Evang. Kirche der altpr. Union ist bereit, dem
Herin Eeichsminister für die kirchl. Angelegenheiten entsprechende Vor-
schläge zu unterbreiten. Solange diesen kirchlichen Notwendigkeiten nicht
Rechnung getragen ist, kann die BekenneuSo Kirche der altpr. Union eine
Mitverantwortung für die Ausführung der Verordnung vom 3.10.1935 nicht_
üb_ernehm_en._"

r/.

Wir können den Gliedern der Bekennenden Kirche nicht .raten̂  ei-
nem Ruf in dun LandeskirchenausschuB oder Provinzialkirchenäuss'chuÖ Folge
zu leisten, solange die genannten kirchl lohen Anforderungen nicht erfüllt
sind."
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